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Antrag 313/II/2023

ASF Berlin; AG Selbst Aktiv Berlin

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Bundesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme (Konsens)

Keine Schlechterstellung von alleinerziehenden Elternteilen durch die Kindergrundsicherung!
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Die Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion des

Bundestages und die sozialdemokratischen Mitglieder

der Bundesregierung werden aufgefordert im Rahmen

der aktuellenGesetzgebung zur Kindergrundsicherung si-

cherzustellen, dass die Einführung der Kindergrundsiche-

rung nicht mit einer de facto finanziellen Schlechterstel-

lung von Alleinerziehenden einhergeht.

Begründung

Mit der Kindergrundsicherung will die aktuelle Bundes-

regierung, so ihr Koalitionsvertrag, „bessere Chancen fur

Kinder und Jugendliche schaffen“. Hierzu heißt es im Ko-

alitionsvertrag auf S. 74 konkret: „Wir wollen mehr Kinder

aus der Armut holen, werden mit der Kindergrundsiche-

rung bessere Chancen für Kinder und Jugendliche schaf-

fen und konzentrieren uns auf die, die ammeisten Unter-

stützung brauchen. Wir wollen mehr Kinder aus der Ar-

mut holen und setzen dabei insbesondere auch auf Di-

gitalisierung und Entburokratisierung. Wir werden Kitas,

Schulen und sonstige Angebote der Bildung und Teilhabe

sowie Mobilitat weiter starken.“[1]1

Der entsprechende Referentenentwurf des BMFSFJ wurde

am 30.08.2023 veröffentlicht.

Leider bleibt die Gesetzesinitiative hinter ihren Möglich-

keiten zurück und schafft sogar Verschlechterungen im

Vergleich zum Status Quo. Dies trifft insbesondere auf die

neuen Regelungen für alleinerziehende Elternteile – zu

90% sind dies Mütter[2]2 – zu; u.a.:

• Zukünftig soll, so der Referentenentwurf, der An-

spruch auf Unterhaltsvorschuss fur alle Schulkinder

an ein Mindesteinkommen des alleinerziehenden

Elternteils von 600 EUR geknüpft werden. Die Be-

gründung dafür ist, dass Erwerbsanreize für Allein-

erziehende geschaffenwerden sollen.Dies verkennt

die Lebenssituation und Mehrfachbelastung von

Alleinerziehenden komplett. Nicht nur ist die Er-

werbstätigkeit von Alleinerziehenden in den letzten

Jahren ohnehin gestiegen[3]3; um alleine ein Kind

großzuziehen, nebenher den eigenen Alltag zu be-

wältigen sowie auch arbeiten zu können, braucht es

außerdem passende Rahmenbedingungen, die ak-

tuell in der deutschen Versorgungslandschaft mit-

nichten gegeben sind. Zuvorderst kommen hier

die völlig unzureichenden Betreuungsinfrastruktu-

ren oder der Mangel an familienfreundlichen Ar-

beitgebern. Diese Mängel können nicht noch mehr

zu Lasten der Alleinerziehenden gehen, als es bis-
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her schon der Fall ist. Darüber hinauswird durch die

aufgestellte Bedingung der Erwerbstätigkeit der so-

lidarische Gedanke des Unterhaltsvorschusses auf-

gehoben, demgemäß Unterhalt von der Solidar-

gemeinschaft getragen wird, wenn das zahlungs-

pflichtige Elternteil seiner Pflicht nicht nachkommt.

In einer SPD-geführten Regierung darf den wirt-

schaftlich Schwächeren in dieser Gesellschaft nicht

die Solidarität entzogen werden.

• Der Referentenentwurf sieht im Falle des Bezugs

von Bürgergeld vor, dass der Teil des Kindergaran-

tiebetrags, der nicht für grundlegende Bedarfe des

Kindes verwendet werden muss, auf den Bedarf

des Bürgergeld-beziehenden Elternteils angerech-

net wird. So entsteht eine finanziellen Nullsumme

und es kann keine finanzielle Entlastung für die El-

ternteile sowie die Kinder entstehen.

• Der Referentenentwurf sieht vor, dass, Unterhalt ab

500 EUR den Zusatzbetrag stärker reduziert, als es

jetzt beimKinderzuschlag der Fall ist. Dies stellt per-

spektivisch eben jene Kinder, deren alleinerziehen-

des Elternteil Kinderzuschlag beziehen, schlechter

im Vergleich zum Ist-Zustand.

• Der Referentenentwurf sieht außerdem vor, dass,

wenn Alleinerziehende Kinderzuschlag erhalten,

der Zusatzbetragder Kindergrundsicherung fürUm-

gangstage gekürzt werden kann. Hier wird der Ge-

danke der der Transfergemeinschaft, letztlich eine

Mangelverwaltung, auf die Kindergrundsicherung

übertragen. Dies kann zu einer strukturellen Unter-

finanzierung beider Elternteile und dramatischen

Einschnitten in den Finanzhaushalt führen, da Fix-

kosten oder auch Doppelanschaffungen weiterhin

gestemmt werden müssen. Denn durch eine gewis-

se Anzahl von Umgangstagen pro Monat je Eltern-

teil, verringern sich die Kosten des Alltages insge-

samt nicht.

Insofern sieht der Referentenentwurf deutliche Ver-

schlechterungen für alleinerziehende Elternteile vor, und

das, obwohl Alleinerziehende überproportional stark ar-

mutsgefährdet sind, wie das BMFSFJ selbst befindet[4]4.

Es gilt, die wirtschaftlich Schwächeren in dieser Gesell-

schaft zu unterstützen und zu schützen, keine notwendi-

gen finanziellen Leistungen gegeneinander aufzurechnen

oder Alleinerziehende durch liberale Anreize noch mehr

Belastungen auszusetzen.
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